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R i c h t l i n i e

Zur Gewährung einer Förderung in der Schaf- und Ziegenhaltung 

zum „verbesserten Betriebsmanagement“
1. Förderungsträger

Gemäß den Bestimmungen des Gesetzs vom 29. Juni 1987 über die Förderung der Land- und Forstwirtschaft im Burgenland (Bgld. Landwirtschaftsförderungsgesetz), LGBI. 59/1987, ist das Land als Träger von Privatrechten verpflichtet, durch Förderungsmaßnahmen beizutragen, den Bestand und eine zeitgemäße Entwicklung der Land- und Forstwirtschaft in Burgenland, insbesondere in ihren Formen der Voll-, Zu- und Nebenerwerbsbetriebe zum Wohle der Allgemeinheit zu sichern.

2. Zielsetzung

Ziel dieser Richtlinie ist es, einen Beitrag zu einem verbesserten Betriebsmanagement in der Schaf- und Ziegenhaltung zu leisten. Durch Verbesserung des Betriebs- und Herdenmanagements und umfassender Transparenz im Bereich Leistungsdaten wird auf eine Optimierung der Lämmer- und Kitzaufzucht abgezielt. 

Durch die gegenständliche Maßnahme soll ein wichtiger Beitrag zum Erhalt einer wirtschaftlich gesunden und zunehmend leistungsfähigen bäuerlichen Schaf- und Ziegenhaltung geleistet werden.
3. Förderungsgegenstand

Das Land Burgenland gewährt Landwirtinnen und Landwirten Förderungen für durch das verbesserte Betriebsmanagement verursachte Mehrleistungen als De-minimis-Beihilfe. Es werden zusätzliche Aufwendungen gefördert, die direkt bei den landwirtschaftlichen Betrieben entstehen, die nicht durch LE-Förderungen im Rahmen des QPlus-Programmteilnahme abgedeckt werden.
4. FörderungswerberInnen

Förderungswerberinnen und Förderungswerber sind Bewirtschafterinnen und Bewirtschafter landwirtschaftlicher Betriebe, deren Hauptbetrieb im Bundesland Burgenland gelegen ist, und die aktiven Landwirtinnen und Landwirte im Sinne des Art. 9 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 iVm § 8 Abs. 1 Z 1 MOG 2021, BGBl. I Nr. 55/2007, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 77/2022, und § 4 Direktzahlungs-Verordnung 2015, BGBl. II Nr. 368/2014, in der Fassung der Bundesverordnung BGBl. II Nr. 158/2022, sind.
5. Art und Höhe der Förderung

Antragsberechtigte Landwirtinnen und Landwirte erhalten die Förderung für

· Verbesserung des Betriebsmanagements,

· Zusätzlichen Dokumentationsaufwand und die Erarbeitung eines Maßnahmenplanes der Betriebsführerinnen und Betriebsführer für Verbesserung des Tiergesundheitsstatus und das dadurch verbesserte Tierwohl. 

Die Förderung beträgt EUR 500 pro Betrieb und Jahr und wird aus Landesmitteln gewährt. 

6. Voraussetzungen für die FörderungswerberInnen

· Voraussetzung ist die Teilnahme am Programm „QPlus Lamm und Kitz“ im Rahmen des derzeitigen österreichischen Programms.

· Vollständigkeit: Der Antrag samt Verpflichtungserklärung und die jährlich abzugebende DE-minimis-Erklärung liegen vollständig ausgefüllt und unterfertigt in der Abwicklungsstelle auf. 

Hinweis: Die Gesamtsumme der einer Förderungswerberin /einem Förderungswerber gewährten „De-minimis“-Förderungen darf den in den jeweils aktuellen Beihilfenrechtsgrundlagen der Europäischen Kommission festgesetzten Betrag nicht übersteigen. 

7. Abwicklung

Anträge für die Gewährung der gegenständlichen Förderung werden im Zuge der Beantragung der Förderung für QPlus Lamm und Kitz gemäß Artikel 16 Abs 1 der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 gestellt.

Mit der Abwicklung der gegenständlichen Richtlinie sind die gleichen Abwicklungsstellen betraut, die für das Modul QPlus Lamm und Kitz im Rahmen der Ländlichen Entwicklung anerkannt sind (z.B. Erzeugerorganisation, Schlachthof, Viehhandel).

Die Auszahlung der Förderung an die Förderungswerberinnen und Förderungswerber erfolgt durch die Agrarmarkt Austria, die die erforderlichen Mittel von der Abteilung 4 – Agrarwesen, Natur- und Klimaschutz des Amtes der Burgenländischen Landesregierung anfordert.
8. Verwendungsnachweis – Kontrolle

Bei der Landesmittel-Anforderung durch die AMA erfolgt der Nachweis der Teilnehmerinnen und Teilnehmer durch Übermittlung einer Liste der Förderungswerberinnen und Förderungswerber in einem bearbeitungsfähigen Format.

Die Abteilung 4 – Agrarwesen, Natur- und Klimaschutz zieht aus dieser Liste eine Stichprobe der Förderungswerberinnen und Förderungswerber, welche auf Nachvollziehbarkeit der Anträge und Vollständigkeit der Unterlagen (De-minimis- und Verpflichtungserklärung) kontrolliert werden. Zusätzlich ist eine Dokumentation der durchgeführten Maßnahmen von der Förderwerberin/ vom Förderwerber vorzulegen. 

Die Förderungswerberin/der Förderungswerber ist verpflichtet, den Organen oder Beauftragten der Landes zur Überprüfung der Richtigkeit des Ansuchens sowie der Verwendung der gewährten Förderung jederzeit die notwendigen Auskünfte zu erteilen sowie Einsicht in die Unterlagen und während der Betriebszeit oder nach Vereinbarung Zutritt zu den Betriebsstätten zu gewähren.

Die Förderungswerberin/der Förderungswerber ist verpflichtet, alle Bücher und Belege sowie sonstige zur Förderung gemäß dieser Richtlinie bezughabenden Unterlagen zehn Jahre ab dem Ende des Jahres der Auszahlung der gesamten Förderung, mindestens jedoch ab der Durchführung der Leistung sicher und geordnet aufzubewahren.
9. Datenschutz

Die Förderungswerberin/der Förderungswerber nimmt zur Kenntnis, dass die im Zuge der Teilnahme am Programm „QPlus Lamm und Kitz“ im Rahmen des österreichischen Programms erhobenen Daten zur Erfüllung des durch das Förderansuchen/ den Fördervertrag nach dieser Richtlinie begründete (vor-) vertraglichen Schuldverhältnisses vom Land Burgenland verarbeitet werden. 

Der Zweck der Verarbeitung sind die Bearbeitung und Abwicklung des Antrages für die Gewährung einer Förderung gemäß dieser Richtlinie. 

Die Förderungswerberin/der Förderungswerber nimmt zur Kenntnis, dass der Förderungsgeber und eine von diesem beauftragte Abwicklungsstelle berechtigt ist, die für die Beurteilung der Fördervoraussetzungen erforderlichen personenbezogenen Daten über die von ihm selbst erteilten Auskünfte hinaus auch durch Rückfragen bei den in Betracht kommenden anderen Organen des Landes oder bei einem anderen Rechtsträger, der einschlägige Förderungen zuerkennt oder abwickelt oder bei sonstigen Dritten zu erheben oder an diese zu übermitteln, wobei diese wiederum berechtigt sind, die für die Anfrage erforderlichen personenbezogenen Daten zu verarbeiten und Auskünfte zu erteilen. 

Die Förderungswerberin/der Förderungswerber nimmt zur Kenntnis, dass es dazu kommen kann, dass personenbezogene Daten an Organe und Beauftragte des Burgenländischen Landesrechnungshofes, des Rechnungshofes des Bundes, des Bundesministeriums für Finanzen und der EU nach den EU-rechtlichen Bestimmungen übermittelt oder offengelegt werden müssen.

Eine Weitergabe der Daten an sonstige Dritte (insbesondere Unternehmen, die Daten zu kommerziellen Zwecken verarbeiten) findet nicht statt.

Rechte im Zusammenhang mit personenbezogenen Daten: Die Förderungswerberin/ der Förderungswerber hat unter den Voraussetzungen des anwendbaren geltenden Rechts das Recht auf Auskunft über die erhobenen Daten, Berichtigung, Löschung und Einschränkung der Verarbeitung der Daten sowie ein Widerspruchsrecht gegen die Verarbeitung der Daten. Es besteht die Möglichkeit der Beschwerde bei der Datenschutzbehörde.

Speicherdauer: Die Daten werden zumindest solange aufbewahrt, als gesetzliche Aufbewahrungsfristen bestehen oder Verjährungsfristen potentieller Rechtsansprüche noch nicht abgelaufen sind.

Kontaktdaten des datenschutzrechtlichen Verantwortlichen: Bei Fragen oder Anliegen zu der Verarbeitung von personenbezogenen Daten kann sich die Förderungswerberin/ der Förderungswerber wenden an: Amt der Burgenländischen Landesregierung, Europaplatz 1, 7000 Eisenstadt; E-Mail: post.datenschutz@bgld.gv.at; Internet: www.burgenland.at/datenschutz.

Alternativ kann sich die Förderungswerberin/ der Förderungswerber an den Datenschutzbeauftragten des Amtes der Burgenländischen Landesregierung, nämlich die KPMG Security Services GmbH, Porzellangasse 51, 1090 Wien, E-Mail: post.datenschutzbeauftragter@bgld.gv.at, wenden.

Weitere Informationen zum Datenschutz unter https://www.burgenland.at/datenschutz)
10. Rückforderung

Die Förderungwerberin/ Der Förderungswerber hat – unter Vorbehalt der Geltendmachung weitergehender gesetzlicher Ansprüche, – die Förderung über Aufforderung des Landes oder der AMA sofort zurückzuerstatten, wobei der Anspruch auf zugesicherte und noch nicht ausbezahlte Förderungsmittel erlischt, wenn insbesondere

· Organe oder Beauftragte des Landes oder sonstige örtlich und sachlich zuständigen Prüforgane von der Förderungswerberin oder vom Förderungswerber über wesentliche Umstände unrichtig oder unvollständig unterrichtet worden sind,

· von der Förderungswerberin/ vom Förderungswerber vorgesehene Berichte nicht erstattet, Nachweise nicht erbracht oder erforderliche Auskünfte nicht erteilt worden sind, sofern in diesen Fällen eine schriftliche, entsprechend befristete und den ausdrücklichen Hinweis auf die Rechtsfolge der Nichtbefolgung enthaltende Mahnung erfolglos geblieben ist, 

· die Förderungswerberin/ der Förderungswerber vorgesehene Kontrollmaßnahmen be- oder verhindert oder die Berechtigung zur Inanspruchnahme der Förderung innerhalb des für die Aufbewahrung der Unterlagen vorgesehenen Zeitraumes nicht mehr überprüfbar ist,

· die Förderungsmittel von der Förderungswerberin/ vom Förderungswerber ganz oder teilweise widmungswidrig verwendet worden sind,

· das geförderte Projekt von der Förderungswerberin/ vom Förderungswerber nicht oder nicht rechtzeitig durchgeführt werden kann oder durchgeführt worden ist,

· Bestimmungen des EU-Rechts und/oder Bestimmungen des österreichischen Rechts nicht eingehalten wurden.

11. Inkrafttreten:

Die gegenständliche Richtlinie tritt rückwirkend mit 01.01.2022 in Kraft und mit 31.12.2024 außer Kraft. Obliegenheiten gemäß Punkt 7. und 8. dieser Richtlinie sind über diesen Geltungszeitraum hinaus einzuhalten.
12. Sonstiges: 

Auf die Gewährung einer Förderung nach dieser Richtlinie besteht kein Rechtsanspruch. 

